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Zum obbezeichneten Gesetzentwurf teilt das Amt der Salzburger 

Landesregierung mit, daß hiegegen von seinem Standpunkt aus keine 

grundsätzlichen Bedenken bestehen. 

Aus frauenspezifischer sicht sollte bei der Bestellung der Mit­

glieder der Verwaltungskörper wie auch des Beirates ein höherer 

Anteil an Frauen in diesen Gremien erreicht werden. Die Ziel­

setzung geht in die Richtung eines dem Verhältnis auf Versicher­

tenebene entsprechenden Anteiles. In diesem Sinn sollte auch eine 

gesetzliche Regelung getroffen werden. 

Gleichschriften dieser Stellungnahme ergehen u. e. an die Ver­

bindungsstelle der Bundesländer, an die übrigen Ämter der Landes­

regierungen und in 25 Ausfertigungen an das Präsidium des Natio­

nalrates. 

Für die Landesregierung: 

� 
Dr. Herfrid Hueber 

Landesamtsdirektor 

Form 50·11 89 • 

4/SN-354/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




